
Anlage 1e 

(zur VwV-LGVFG) 

 

Richtlinie zur VwV-LGVFG über die Förderung des 
Netzanschlusses für Ladeinfrastruktur (RL Netzanschluss) 

 

1. Anwendungsbereich 

Diese Richtlinie konkretisiert die Förderung des Netzanschlusses für 
Ladeinfrastruktur für Straßenfahrzeuge. Die Förderung von Lade- und 
Wasserstofftankinfrastruktur, inklusive zugehörigem Netzanschluss für 
Fahrzeuge des ÖPNV wird in der RL Ladeinfrastruktur geregelt. Soweit diese 
Richtlinie keine spezielleren Regelungen trifft, gelten die Regelungen der 
Verwaltungsvorschrift zur Durchführung des LGVFG (VwV-LGVFG).  
 

2. Rechtsgrundlage 

Grundlage für die Gewährung von Zuwendungen nach dieser Richtlinie sind 
 

- das LGVFG vom 20. Dezember 2010 (GBl. S. 1062), das zuletzt durch 

Artikel 7 des Gesetzes vom 21. Dezember 2022 (GBl. S. 649, 651) geändert 

worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, 

- die Landeshaushaltsordnung (LHO), insbesondere §§ 23 und 44 LHO, vom 

19. Oktober 1971 (GBl. S. 428), die zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes 

vom 21. Dezember 2022 (GBl. S. 649) geändert worden ist, in der jeweils 

geltenden Fassung sowie die dazu erlassenen Allgemeinen 

Verwaltungsvorschriften des Finanzministeriums zur 

Landeshaushaltsordnung vom 8. Juli 2022 (GABl. S. 506) (VV-LHO), die 

Allgemeinen Nebenbestimmungen für Projektförderungen (ANBest-P) sowie 

die Allgemeinen Nebenbestimmungen für Projektförderungen an kommunale 

Körperschaften (ANBest-K) in der jeweils geltenden Fassung, 

- das Landesverwaltungsverfahrensgesetz (LVwVfG) in der Fassung vom 12. 

April 2005, das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 4. Februar 2021 

(GBl. S.181) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, 

insbesondere der §§ 43, 48, 49 und 49a LVwVfG, 

- die VwV-LGVFG vom 4. September 2020 (GABl. S. 662) in der jeweils 
geltenden Fassung, 

https://intra.landesrecht-bw.de/jportal/portal/t/l1i/
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- das Landesverwaltungsverfahrensgesetz in der Fassung vom 12. April 2005 

(LVwVfG), das zuletzt durch Gesetz vom 4. Februar 2021 (GBl. S.181) 
geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, insbesondere der §§ 
43, 48, 49 und 49a LVwVfG 

 
Die Förderung erfolgt im Rahmen der verfügbaren Ausgabe- und 
Verpflichtungsermächtigungen gemäß dem Staatshaushaltsgesetz. Ein 
Rechtsanspruch auf die Gewährung von Zuwendungen besteht nicht. 

 
3. Gegenstand der Förderung 

Gegenstand der Zuwendung sind die für die Errichtung des Netzanschlusses 
für Ladeinfrastruktur notwendigen einmaligen Kosten 
 
Zuwendungsfähige Kosten  
Zu den zuwendungsfähigen Kosten werden u. a. gerechnet: 

• Netzanschluss, d. h. die technische Verbindung des Ladestandortes an 
das Energieversorgungs- (Nieder- oder Mittelspannung) sowie das 
Telekommunikationsnetz, 

• Baukostenzuschuss bzw. Einmalzahlungen an den Netzbetreiber im 
Rahmen der Herstellung oder Erweiterung des Netzanschlusses, 

• Tiefbauarbeiten für Netzanschluss und Arbeiten zur Wiederherstellung 
des Ausgangszustands der Bodenoberfläche, 

• Zähleranschlusssäule (Schaltschrank), 
• Pufferspeicher/Energiespeicher wenn der Speicher alleinig zur 

Versorgung der Ladeinfrastruktur verwendet und bei 
Programmanmeldung feststeht, welche Ladeinfrastruktur nachträglich 
errichtet wird 

• die Überdachung der zu der Ladestation zugehörigen Stellplätze, wenn 
die Überdachung für eine PV-Anlage genutzt wird  

 
Nicht zuwendungsfähige Kosten  
Über Anlage 1a VwV-LGVFG hinaus sind folgende Kosten nicht 
zuwendungsfähig: 

• Neuerrichtung von Parkflächen, z. B. Anschaffung von Pflastersteinen 
und deren Verlegung, Asphaltierung u.a. 

• Ausgaben für Brandschutzmaßnahmen 
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• Netzanschlusskosten zur Nutzung von batterieelektrischen Fahrzeugen 

des ÖPNV, insbesondere an Haltestellen, Betriebshöfen und zentralen 
Werkstätten (siehe RL Ladeinfrastruktur) 

• Über den Netzanschluss hinausgehende Einrichtungen wie die z.B. 
Ladeeinrichtung/Ladepunkte. 

 
4. Art, Umfang und Höhe der Zuwendung 

Art, Umfang und Höhe der Zuwendung für den Netzanschluss wird durch 
Abschnitt A, Nummer V der VwV-LGVFG bestimmt. Es ergeben sich folgende 
Förderquoten: 
 
Durch Ladeinfrastruktur und den zugehörigen Netzanschluss werden in der 
Regel je Million Euro zuwendungsfähiger Investitionskosten weit mehr als 25 t 
CO2-Äquivalente pro Jahr eingespart. Das Vorhaben leistet einen besonders 
positiven Beitrag zum Klimaschutz. Daher ist eine Förderung in Höhe von bis 
zu 75 Prozent der zuwendungsfähigen Investitionskosten möglich, zuzüglich 
der in der VwV-LGVFG vorgesehenen Planungskostenpauschale. Die Vorlage 
des in der VwV-LGVFG und Anlage 21 zur VwV-LGVFG geforderten 
Einzelnachweises ist nicht erforderlich.  
 

5. Zuwendungsvoraussetzungen 

Die allgemeinen Zuwendungsvoraussetzungen richten sich nach Abschnitt A. 
Nummer IV der VwV-LGVFG. Darüber hinaus gelten folgende 
Zuwendungsvoraussetzungen, welche bei Antragstellung per Eigenerklärung 
zu bestätigt sind: 
 
• Eine Förderung wird nur gewährt, wenn bei Programmanmeldung von der 

Kommune ein Ladeinfrastrukturkonzept oder mind. eine 
Interessenbekundung für im Nachhinein zu errichtende Ladeinfrastruktur 
eines Ladeinfrastrukturbetreibers (per LOI) vorliegt. 

• Netzanschlussbedingungen und Meldepflichten sind einzuhalten. 
• Die Netzanschlussleistung ist nur für die Versorgung von Ladeinfrastruktur 

zu bemessen. 
• Die jeweils aktuell gültigen Vorgaben der Norm DIN 18040-3 zum 

barrierefreien Bauen und den daraus abgeleiteten Empfehlungen des 
Leitfadens „Einfach laden ohne Hindernisse: Anforderungen an barrierefreie 



Anlage 1e 

(zur VwV-LGVFG) 

 
Ladeinfrastruktur“ der Nationalen Leitstelle Ladeinfrastruktur sollen bei der 
im Nachhinein zu errichtenden Ladeinfrastruktur beachtet und bei 
mindestens 20% eingehalten werden. 
⬝  

6. Zweckbindungsfrist 

Es gilt eine Zweckbindungsfrist von sechs Jahren. 
 

7. Erfolgskontrolle 

Nach Ablauf der Zweckbindungsfrist wird ein Abschlussbericht eingereicht, der 
Informationen (Art, Anzahl, Anwendungsbereich u.a.) über den erfolgten 
Ladeinfrastrukturaufbau beinhaltet. 
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